Antrag für Vollzeitbeschäftigte

______________________________________





Name, Vorname   





______________________________________

Anschrift

______________________________________

Pers.-Nr.                                                                                                  

An das
Landesamt für Finanzen
_______________________________________
 (Name der zuständigen Behörde)

________________________________________

Straße

________________________________________

PLZ
Ort        

Ihr Zeichen (Personalnummer): ​​​​​​​​​​​​​​​​​______________________
Verlängerung der Wochenarbeitszeit auf 42 Stunden
Hier: Absenkung meiner Vergütung
Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem von mir mit dem Freistaat Bayern geschlossenen Arbeitsvertrag vom ………………….
 wurde festgelegt, dass die gekündigten §§ 15 bis 17 BAT und die Sonderregelungen hierzu bis zum Zeitpunkt einer neuen Vereinbarung mit der Maßgabe weiter gelten, dass als durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 BAT diejenige Wochenarbeitszeit gilt, die für vergleichbare Beamte des Freistaates Bayern jeweils maßgebend ist.

Ich bin jedoch mit dem Arbeitsgericht Bremen-Bremerhaven ( Urteil vom 29.06.2005 – 9 Ca9117/05 ) der Auffassung, dass die Rechtsgrundlage, auf die Sie sich insoweit beziehen, unwirksam ist. Zur Begründung dieser Rechtsmeinung verweise ich vollinhaltlich auf das genannte Urteil des Arbeitsgerichts Bremen-Bremerhaven, in dem eine inhaltsgleiche arbeitsvertragliche Klausel der Stadt Bremen wegen Verstoßes gegen Vorschriften des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen als unwirksam erachtet wurden. 

Ausgehend von dieser Sach- und Rechtslage beträgt damit meine arbeitsvertraglich geschuldete regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 38,5 Stunden/Woche.

Ausgehend von dieser Tatsache mache ich rückwirkend unter Berücksichtigung der gegebenenfalls zur Anwendung gelangenden Ausschlussfristen sämtliche mir aus diesem Umstand zustehenden Ansprüche geltend. 

Insoweit fordere ich Sie insbesondere auf,

· mir schriftlich zu bestätigen, dass meine aufgrund der arbeitsvertraglichen Regelung vom ……………………………. 
 geschuldete regelmäßige Wochenarbeitszeit 38,5 Stunden/Woche beträgt
· die von mir aufgrund der rechtswidrigen, vorhergehend zitierten arbeitsvertraglichen Klausel über die regelmäßige Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden/Woche hinaus geleisteten Arbeitsstunden zu berechnen und entsprechend zu vergüten respektive 
· bei vorrangiger Abgeltung der von mir geleisteten Überstunden in Form von Freizeitausgleich, mir eine Gutschrift über die von mir aufgrund der vorhergehend zitierten, rechtswidrigen arbeitsvertraglichen Klausel über die regelmäßige Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden/Woche hinaus geleisteten Arbeitsstunden auf dem Arbeitszeitkonto zu erteilen und mir einen entsprechenden Freizeitausgleich zu gewähren sowie

· sämtliche mir darüber hinaus aus der Rechtswidrigkeit der vorhergehend zitierten arbeitsvertraglichen Klausel zustehenden gesetzlichen, kollektiv- und arbeitsvertraglich zustehende Forderungen anzuerkennen und zu erfüllen.
Mit freundlichen Grüßen 

Ort: ……………………………….     Datum .......................................

____________________________

(Unterschrift)
� Datum des aktuellen Arbeitsvertragsschlusses einfügen.


� Datum des Arbeitsvertragsschlusses einfügen.





